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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 U 60/02
Datum 15.09.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 340/05
Datum 12.04.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom 15.09.2005
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Laut Unfallanzeige vom 13.06.2000 fielen dem KlÃ¤ger am 03.05.2000 zwei
GerÃ¤te aus einer HÃ¶he von ca. 2 m auf den Kopf.

Die Allgemeinmedizinerin Dr. K. stellte am 04.05.2000 einen Verdacht auf
Commotio cerebri und einen HÃ¶rsturz fest. Ein CT vom gleichen Tag zeigte keinen
Nachweis eines HÃ¤matoms oder einer Fraktur, nur eine Zyste, die keinen
Zusammenhang mit dem Trauma habe. Eine Magnetresonanztomographie (MRT)
des SchÃ¤dels vom 08.06.2000 erbrachte ebenfalls keinen Nachweis
postkontusioneller Defekte oder eines SubduralhÃ¤matoms.

Der Durchgangsarzt, der Chirurg Dr. K. , diagnostizierte am 11.09.2000 einen
Zustand nach SchÃ¤delprellung mit Platzwunde. Der Arzt fÃ¼r Neurologie und
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Psychiatrie Dr. M. berichtete, zwischen Tinnitus und Unfall kÃ¶nne ein
Zusammenhang bestehen; weitere normabweichende Befunde seien auf
neurologischem Gebiet nicht festzustellen. Die Symptomatik sei im Rahmen eines
chronifizierten depressiven ErschÃ¶pfungssyndroms zu sehen.

Der Hals-Nasen-Ohrenarzt Dr. M. fÃ¼hrte in den Berichten vom 12.07.2000 und
21.09.2000 aus, Tinnitus und SchÃ¤delprellung seien Unfallfolgen.

Im Gutachten vom 08.02.2001 fÃ¼hrte der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.
K. aus, der KlÃ¤ger habe sich mÃ¶glicherweise eine Commotio cerebri zugezogen.
Eine feingewebliche HirnschÃ¤digung sei mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit auszuschlieÃ�en. Eine durch den Unfall hervorgerufene
Gewalteinwirkung auf die HalswirbelsÃ¤ule sei nicht anzunehmen, zumal
anfÃ¤nglich keine Beschwerden geÃ¤uÃ�ert worden seien. Das Unfallereignis sei
nicht geeignet gewesen, schwerwiegende psychische Folgen nach sich zu ziehen.
Sowohl die Kopfschmerzen als auch die Schwindelbeschwerden seien mit hoher
Wahrscheinlichkeit der Hypertonie zur Last zu legen. Bis zum Ablauf der ersten
sechs Wochen nach dem Unfall sei eine MdE von 20 v.H. gegeben. Danach sei die
unfallbedingte MdE auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet auf 10 v.H. zu bemessen, ab
08.08.2000 betrage sie unter 10 v.H â�¦

Im Gutachten vom 07.02.2001 kam der Hals-Nasen-Ohrenarzt Dr. G. zu dem
Ergebnis, Unfallfolgen auf seinem Fachgebiet seien unwahrscheinlich. Da ein
normales HÃ¶rvermÃ¶gen bestehe, kÃ¶nnten die wechselnden subjektiven
OhrgerÃ¤usche nicht auf eine unfallbedingte StÃ¶rung zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden.

Der Radiologe Prof. Dr. B. fÃ¼hrte in der Stellungnahme vom 10.07.2001 aus, es
finde sich kein Hinweis auf eine SchÃ¤delfraktur oder -blutung. Die Plexuszyste
habe keinen Krankheitswert. Das MRT der WirbelsÃ¤ule sei unauffÃ¤llig.

Im Entlasssungsbericht vom Heilverfahren von 22.05. bis 19.06.2001 wird
ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger leide unter einer depressiven und Ã¤ngstlichen
AnpassungsstÃ¶rung mit anhaltenden somatoformen SchmerzstÃ¶rungen, die nach
einem Arbeitsunfall aufgetreten seien.

Die Beklagte erkannte mit Bescheid vom 25.07.2001 den Unfall als Arbeitsunfall an,
lehnte aber die GewÃ¤hrung einer Rente ab. Unfallfolgen seien eine leichte
GehirnerschÃ¼tterung und eine Platzwunde an der rechten SchlÃ¤fe. Die
Verletzung sei folgenlos ausgeheilt.

Zur BegrÃ¼ndung des Widerspruchs vom 20.08.2001 Ã¼bersandte der KlÃ¤ger
einen Bericht des Neurologen Prof. Dr. F. vom 18.12.2001, wonach ausgeprÃ¤gte
bis schwerste StÃ¶rungen der Aufmerksamkeitsleistung, des kognitiven Tempos
und der verbalen GedÃ¤chtnisleistung bestÃ¼nden. Es stehe auÃ�er Zweifel, dass
sie Folge des SchÃ¤delhirntraumas seien.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 28.01.2002
zurÃ¼ck. Prof. Dr. F. gehe offensichtlich von einem schweren SchÃ¤delhirntrauma
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aus, das jedoch nach den objektivierbaren Befunden nicht vorgelegen habe.

Im hiergegen gerichteten Klageverfahren erklÃ¤rte der Ã¤rztliche
SachverstÃ¤ndige, der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Prof. Dr. S. , im
Gutachten vom 22.10.2002, die LeistungsstÃ¶rung sei am ehesten einer diffusen
HirnleistungsschwÃ¤che zuzuordnen. Der Unfall habe lediglich eine
komplikationslose Commotio cerebri verursacht, ein postcommotionelles Syndrom
habe bis lÃ¤ngstens zur 27. Woche nach dem Unfall bestanden.

Der auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG zum Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen ernannte Dipl.-Psychologe K. hat im Gutachten vom 04.12.2000
ausgefÃ¼hrt, die frÃ¼here berufliche Position des KlÃ¤gers lasse die Existenz
kognitiver Leistungsdefizite in der Zeit vor dem Unfall unwahrscheinlich erscheinen.
Insofern komme dem Unfallgeschehen, bei dem unbestritten ein
SchÃ¤delhirntrauma erfolgt sei, ein erhebliches Gewicht bei der Beurteilung der
KausalitÃ¤tsfrage zu. Psychosomatische Hypothesen seien nicht geeignet, den
Verlauf und die Art der BeeintrÃ¤chtigung zu erklÃ¤ren. Die MdE sei mit 50 v.H.
einzuschÃ¤tzen. Diese Bewertung beziehe die zu beobachtende Aggravation bereits
mit ein.

Der auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG zum Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen ernannte Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychatrie Privatdozent Dr.
F. kam im Gutachten vom 11.04.2005 zu dem Ergebnis, Folge des Unfalls sei eine
Commotio cerebri. Die von Prof. Dr. S. diagnostizierte Parkinson-Symptomatik sei
jetzt nicht Ã¼berzeugend nachweisbar. In zeitlichem Zusammenhang mit den Unfall
seien subjektive Beschwerden entstanden, fÃ¼r die keine organische, auf den
Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hrende Ursache zu finden sei. Die Symptome Kopfschmerzen,
Tinnitus und GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen kÃ¶nnten zumindest partiell als somatische
Symptome einer Depression interpretiert werden. Das depressive Syndrom sei
zweifellos in zeitlichen Zusammenhang mit dem Unfall entstanden, der aber nicht
als Ursache der Depression anzusehen sei. Diese hÃ¤tte auch spontan oder nach
einem anderen AuslÃ¶semechanismus auftreten kÃ¶nnen. Die schon
prÃ¤traumatisch bestehenden narzisstischen PersÃ¶nlichkeitszÃ¼ge kÃ¶nnten zu
den Schwierigkeiten beigetragen haben. Die Unfallfolgen bedingten ab der 27.
Woche keine MdE mehr.

Der auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG zum Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen ernannte Neurologe Privatdozent Dr. C. vertrat im Gutachten
vom 06.07.2005 die Auffassung, die in den Testverfahren dokumentierte
hochgradige SchwÃ¤che der Konzentration sei weder in der neurologischen noch in
der psychiatrischen Untersuchung zum Ausdruck gekommen. Das Verhalten des
KlÃ¤gers habe den Willen, den Untersucher zu tÃ¤uschen, gezeigt. Damit lÃ¤gen
die Merkmale einer Simulation vor. Es bestehe eine mittelschwere depressive
Episode. Verminderung von Konzentration und Aufmerksamkeits- und
GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen gehÃ¶rten zu deren hÃ¤ufigen Begleiterscheinungen. Die
depressive Symptomatik werde durch eine bewusste und unbewusste Aggravation
Ã¼berlagert. Kopfschmerzen und Tinnitus kÃ¶nnten als somatische Symptome
einer Depression interpretiert werden. Die PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung habe mit
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groÃ�er Wahrscheinlichkeit zu einer Fehlverarbeitung des Unfalls beigetragen. Der
Unfall sei wegen der vorbestehenden psychischen VulnerabilitÃ¤t keine Ursache der
Depression, die auch durch andere Ã¤uÃ�ere Ereignisse oder spontan hÃ¤tte
ausgelÃ¶st werden kÃ¶nnen. Nach der 27. Woche bestehe keine MdE mehr.

Mit Urteil vom 15.09.2005 hat das Sozialgericht Regensburg die Klage abgewiesen
und sich dabei auf die Gutachten von Prof. Dr. S. , Privatdozent Dr. F. und
Privatdozent Dr. C. gestÃ¼tzt.

Zur BegrÃ¼ndung der Berufung fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, der SachverstÃ¤ndige K.
ordne die kognitiven BeeintrÃ¤chtigungen eindeutig dem Unfall zu. GestÃ¼tzt
werde dieses Ergebnis durch das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen R. im
Rentenverfahren, der das Vorliegen eines hirnorganischen Psychosyndroms bei
organischer WesensÃ¤nderung und Zustand nach SchÃ¤delhirntrauma festgestellt
habe.

Der Antrag des KlÃ¤gers auf Einholung eines Gutachtens gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG von
dem Neurologen Dr. S. wurde abgelehnt.

Der KlÃ¤ger beantragt die Einholung eines Gutachtens gemÃ¤Ã� Â§ 106 SGG,
hilfsweise eines Gutachtens des Dr. S. gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG, hilfsweise stellt er den
Antrag aus dem Schriftsatz vom 27.09.2005.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Zu Recht hat das Sozialgericht Regensburg in die Klage abgewiesen; nach den
Ã¼berzeugenden Ã¤rztlichen Gutachten des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie
Dr. K. , des Hals-Nasen-Ohrenarztes Dr. G. , des Radiologen Prof. Dr. B. , des Arztes
fÃ¼r Neurologie und Psychatrie Privatdozent Dr. F. und des Neurologen
Privatdozent Dr. C. liegen Folgen des Unfalls vom 03.05.2000 nicht mehr vor. Ein
Zusammenhang der jetzt geklagten GesundheitsstÃ¶rungen mit dem Arbeitsunfall
besteht, wie die Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Ã¼berzeugend dargelegt haben,
nicht. Von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde wird abgesehen,
da die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen wird (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Anlass fÃ¼r weitere SachaufklÃ¤rung ist im Hinblick auf die vorliegenden
umfangreichen Ã¤rztlichen Befunde und Stellungnahmen nicht gegeben. Das
Antragsrecht gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG ist zudem mit seiner AusÃ¼bung im
Klageverfahren verbraucht.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.05.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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